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Zum Inhalt:


    Das Vorgehen ließ nichts Gutes ahnen: In der zweiten Februarwoche 2017 erließ der Landtag von Baden-Württemberg innerhalb von nur drei Tagen zwei Gesetze – unter Umgehung der üblichen Fristen und fast ohne Debatte im Parlament.


    Wer so handelt, muss sich die Frage gefallen lassen, ob er etwas zu verbergen hat. Und tatsächlich: Beschlossen wurde ein Gesetz, das die Wiedereinführung der staatlichen Altersversorgung für Landtagsabgeordnete vorsieht, und ein zweites, das die Pauschalen der Abgeordneten für Kosten und Mitarbeiter gewaltig erhöht. Das handstreichartige Durchpeitschen des Gesetzes sollte offenkundig verschleiern, dass keiner der vorgebrachten Begründungsversuche einer Nachprüfung standhält.


    Der Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim deckt die Hintergründe des baden-württembergischen Diätenfalls auf und analysiert das Verfahren und den Inhalt dieses Coups. Sein klarer Befund: Beide Gesetze sind sachlich unhaltbar und definitiv verfassungswidrig. Da hilft es auch nichts, dass der Landtag das Pensionsgesetz auf den massiven öffentlichen Protest hin inzwischen zurückgezogen hat und eine Expertenkommission einsetzen will: von Einsicht keine Spur, zu durchsichtig ist das Manöver, mit dem die Entscheidung auf die Zeit nach der Bundestagswahl verschoben werden soll. Und auch sonst liegt im »Ländle« manches im Argen, wie ein Blick auf weitere Privilegien der Stuttgarter Abgeordneten zeigt.


    Trotzdem: Zu Resignation besteht kein Grund. Auch wenn das Parteienkartell sich in eigener Sache über die demokratischen Spielregeln hinwegsetzt, können die Medien und die Bürger noch dafür sorgen, dass die Selbstbedienung scheitert. Vom Volksantrag bis zum Volksbegehren gibt es direktdemokratische Mittel, mit denen solche Willkürentscheidungen rückgängig gemacht werden können. Den Weg dorthin eröffnet Hans Herbert von Arnim mit dieser fulminanten Kritik der Blitzgesetze, Aktionsplan inklusive.


    Ein Lehrstück, das geradezu beispielhaft vor Augen führt, wie die politische Klasse die Öffentlichkeit oft mit vorgeschobenen Argumenten in die Irre führt – und dabei sämtliche Stammtischvorbehalte gegen »die Politiker« bestätigt. Ein Lehrstück aber auch, das zeigt, wie das Volk die Kontrolle über seine Volksvertreter zurückgewinnen kann.


    
Zum Autor:


    Hans Herbert von Arnim, Rechts- und Wirtschaftswissenschaftler, früherer Rektor der Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer und Verfassungsrichter in Brandenburg, hat als einer der Ersten Machtmissbrauch, Inkompetenz und Opportunismus in den politischen Parteien angeprangert. Der Autor zahlreicher Bestseller, u.a. Staat ohne Diener, Fetter Bauch regiert nicht gern, Die Deutschlandakte und Die Hebel der Macht gehört zu den versiertesten Kennern unserer Wahlsysteme und Parteienstrukturen.
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Vorwort:
Selbstversorgung im Handstreich – Ein Blitzgesetz par excellence


    Auf der ersten Seite meines Mitte Februar 2017 erschienenen Buches Die Hebel der Macht und wer sie bedient wird genau beschrieben, wie ein Diätencoup nach allen Regeln der Kunst durchgezogen wird:


    
      	wie Abgeordnete sich mit der Hilfe von Blitzgesetzen auf die Schnelle ihre Diäten bewilligen,


      	wie die vorgeschriebenen Fristen zwischen den einzelnen Stationen der Gesetzgebung nicht eingehalten werden,


      	wie tatsächliche und rechtliche Einwände unterdrückt werden,


      	wie Begründungen ausgelassen oder Scheinargumente angeführt werden und


      	wie in der Plenardebatte schließlich Ausführungen gemacht werden, die von der Sache ablenken oder sich gar nicht erst jemand zu Wort meldet und


      	wie das Gesetz vor Großereignissen, die publizistisch alles in ihren Bann ziehen, beschlossen wird.

    


    Just zum Erscheinen von Die Hebel der Macht lieferte der Landtag von Baden-Württemberg die Probe aufs Exempel und erließ in der zweiten Februarwoche 2017, als die Wahl des Bundespräsidenten schon ihren publizistischen Schatten vorauswarf, innerhalb von nur drei Tagen ein Gesetz, das die Wiedereinführung der staatlichen Altersversorgung für die Landtagsabgeordneten vorsieht, und ein zweites Gesetz, das die den Abgeordneten zustehenden Pauschalen für Kosten und Mitarbeiter gewaltig erhöht. Es handelt sich dabei um ein Blitzgesetz par excellence, das all die Merkmale aufweist, die ich in meinem Buch beschrieben hatte.


    Doch schon nach einer Woche zwang der öffentliche Protest die Initiatoren des Altersversorgungsgesetzes (Grüne, CDU und SPD), dieses Gesetz erst einmal auf Eis zu legen. Jetzt wird zwar auch von ihnen eingeräumt, dass das blitzartige Durchpeitschen völlig unangemessen und ein schwerer Fehler war. Das zweite Gesetz aber, mit welchem die Kostenerstattungen hochgepusht wurden und das auch von der Fraktion der FDP/DVP mitgetragen wird,
1 wurde gleichzeitig mit dem Altersversorgungsgesetz und auf genau dieselbe Art und Weise durchgezogen; trotzdem soll es wie vorgesehen in Kraft treten. Dabei verschweigen die Verantwortlichen, dass dieses Gesetzgebungsverfahren genauso fehlerhaft ist. Schon allein aus diesem Grund dürfte auch dieses Gesetz zur Erhöhung der Kostenerstattungen nicht zum 1. Mai 2017 wirksam werden.


    Der SPD-Fraktionsvorsitzende Andreas Stoch und der CDU-Fraktionsvorsitzende Wolfgang Reinhart räumen lediglich ein, die vier Fraktionen hätten nicht das nötige Gespür gehabt und es versäumt, den Bürgern den Inhalt der Gesetze genau zu erklären – ein Eingeständnis, das, wie erwähnt, auf die Altersversorgung beschränkt ist. Es sei also lediglich eine Art Kommunikationspanne unterlaufen, im Übrigen seien die Gesetze in Ordnung. Doch das ist falsch. Bei genauerem Hinsehen erweisen sich nämlich beide Gesetze als grob unangemessen und sogar mehrfach verfassungswidrig. Zweifellos wurden sie gerade deswegen so rasch durch den Landtag gedrückt.


    Dass die neuen Regelungen insgesamt unhaltbar sind, wie das vorliegende Buch zeigen wird, bestätigt die fatale Erfahrung: Je anfechtbarer das Gesetz, desto rascher das Verfahren. Kein einziger der Begründungsversuche, die die Gesetzesinitiatoren vorgebracht haben, hält einer Nachprüfung stand.


    Der baden-württembergische Diätenfall zeigt geradezu beispielhaft, wie die politische Klasse die Öffentlichkeit oft mit vorgeschobenen Argumenten in die Irre führt – und dabei sämtliche Stammtischvorbehalte gegen »die Politiker« bestätigt. Der Diätencoup markiert einen der vielen Schritte, mit denen die politische Klasse, immer wieder in eigener Sache entscheidend, unsere Demokratie zum exzessiven Parteienstaat umwandelt. Die Instrumente und die Verfahren, derer sie sich dabei bedient, werden ausführlich in Die Hebel der Macht und wer sie bedient beschrieben.


    Am meisten überrascht, dass die Fraktion der Grünen das Vorhaben an vorderster Stelle mitgetragen hat. Es gab einmal eine Zeit, da wandten die Grünen sich entschieden gegen jede Form übermäßiger parlamentarischer Selbstbedienung. Nun aber waren die grünen Abgeordneten anscheinend bereit, den Protest allein der AfD zu überlassen – und hinsichtlich der Altersversorgung ein wenig auch der FDP/DVP.


    Im Folgenden werden neben Inhalt und Zustandekommen der beiden Gesetze auch weitere problematische Bereiche des finanziellen Status von Abgeordneten durchleuchtet. Beispielsweise müssen baden-württembergische Volksvertreter die Höhe ihrer privaten Einnahmen immer noch nicht publizieren, obwohl dies in anderen Parlamenten längst gängige Praxis ist. Und hinsichtlich der Einkommenszulagen, die bestimmte Funktionsträger aus der Fraktionskasse bekommen, mogelt der Landtag sich an der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und den Richtlinien des Rechnungshofs vorbei.
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